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A. Problem 

Die Marktlage bei Wein ist in der EG von Überschüssen ge- 
kennzeichnet. Die EG~Weinmarktordnung beruht auf einer 
komplizierten Interventionsregelung, die sich auf die obligato- 
rische Destillation von Tafelwein stützt und außerdem zahl- 
reiche Maßnahmen zur Marktsanierung vorsieht. Sämtliche 
Maßnahmen der Marktverwaltung stützen sich auf einge- 
hende Meldepflichten der Erzeuger. Um die vollständige An- 
wendung aller vorgesehenen Maßnahmen überwachen zu kön- 
nen, soll für den Weinsektor eine vollständige systematisch 
fortgeschriebene Basisdokumentation in Gestalt des Weinbau- 
registers geschaffen werden. 


B. Lösung 

Die EG-Kommission schlägt eine Weinbaukartei in den wein- 
erzeugenden Mitgliedstaaten vor mit Betriebskarteien und 
Produktionskarteien aller Weinbau- und weinverarbeitenden 
Betriebe. 

C. Alternativen 

Der Erhebungsumfang der Daten sollte unter Berücksichti- 
gung der in den Mitgliedstaaten bereits vorhandenen statisti- 
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sehen Unterlagen auf ein vertretbares Meiß reduziert und in 
Einklang mit den nationalen Datenschutzvorschriften ge- 
bracht werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


D. Kosten 

Beteiligung der EG mit 50 %. 

Kosten der EG bis 1992: 59,25 Mio. ECU. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag verschließt sich nicht der Absicht der Kommission der 

Europäischen Gemeinschaften, eine Weinbaukartei einzuführen. Der anliegende 

Vorschlag der Kommission ist in dieser Form jedoch nicht akzeptabel. 

Der Deutsche Bundestag bittet die Bundesregierung, insbesondere auf folgende 

Änderungen hinzuwirken: 

— Der Aufbau einer eigenständigen EG-Verwaltungsebene muß verhindert 
werden, weil dies in die Kompetenzen der Mitgliedstaaten und der Länder 
eingreift. 

— Der Erhebungsumfang sollte unter Berücksichtigung der in den 
Mitgliedstaaten bereits vorhandenen statistischen Unterlagen auf ein 
vertretbares Maß reduziert werden; dies gilt insbesondere hinsichtlich der 
Kosten für die künftige Fortschreibung der Weinbaukartei. 

— Die Vorschriften müssen mit den nationalen Datenschutzvorschriften in 
Einklang stehen. 


Bonn, den 26. Februar 1986 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschatft und Forsten 

Dr. Schmitt (Gellersen) Pfuhl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für die Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer 
Weinbaukartei der Gemeinschaft in den weinerzeugenden Mitgiiedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 337/79 des 
Rates vom 5, Februar 1979 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 798/852), insbeson- 
dere auf Artikel 64 Abs. 2 und Artikel 64 a, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 64 a der Verordnung (EWG) Nr. 337/ 
79 erläßt der Rat die allgemeinen Vorschriften zur 
Einführung einer Weinbaukartei der Gemeinschaft, 
um die unerläßlichen Voraussetzungen für die voll- 
ständige Anwendung der mit dieser Verordnung 
vorgesehenen Maßnahmen zu schaffen. 

Die Anlage einer solchen Kartei ist notwendig, um 
die Angaben über das Anbaupotential und die Pro- 
duktionsentwicklung zu erhalten, die im Hinblick 
auf ein reibungsloses Funktionieren der gemeinsa- 
men Marktorganisation für Wein und insbesondere 
für die gemeinschaftlichen Interventions- und Pflan- 
zungsregelungen unentbehrlich sind. 

Aus wirtschaftlichen und technischen Gründen sind 
von der Verpflichtung zur Einführung einer Wein- 
baukartei diejenigen Mitgliedstaaten auszunehmen, 
die insgesamt nur über eine sehr geringe Rebfläche 
verfügen. 

Die Weinbaukartei der Gemeinschaft muß die wich- 
tigsten Angaben über die Struktur, die Entwicklung 
dieser Struktur und die Erzeugung jedes einzelnen 
Betriebs enthalten. Im Hinblick auf eine praxisge- 
rechte Benutzung der Weinbaukartei sind sämtliche 
Angaben in einer einzigen Betriebskartei zusam- 
menzufassen. Ist jedoch nach den Datenschutzbe- 
stimmungen eines Landes eine solche Zusammen- 
fassung nicht möglich, so sind auch gesonderte Be- 
triebsakten zuzulassen, sofern mit einer solchen 
Trennung nicht die Ziele in Frage gestellt werden, 
die mit der Anlage der Weinbaukartei erreicht wer- 
den sollen. 

Um jeglichen Eingriff in die Privatsphäre auszu- 
schalten, ist vorzusehen, daß die Mitgliedstaaten die 
nötigen Vorkehrungen treffen, um den Schutz der 
erfaßten Betriebsleiter zu gewährleisten. 


^) ABI. Nr. L 54 vom 5. März 1979, S. 1 
2) ABI. Nr. L 89 vom 29. März 1985, S. 1 


In die Weinbaukartei sind die Produktionskarteien 
mit Angaben zur Verarbeitung und Vermarktung 
von Weinbauerzeugnissen einzubeziehen. 

Einerseits ist es wünschenswert, daß die Informatio- 
nen der Weinbaukartei so bald wie möglich vorlie- 
gen. Andererseits erscheint es angesichts des Um- 
fangs der erforderlichen Verwaltungsarbeiten für 
die Einführung der Weinbaukartei angemessen, für 
die Fertigstellung dieser Kartei einen Zeitraum von 
sechs Jahren vorzusehen. Da es jedoch im Hinblick 
auf eine gute Marktverwaltung in bestimmten Wein- 
baugebieten besonders wichtig ist, über bestimmte 
Daten zu verfügen, kann es sich bei diesen Gebieten 
als notwendig erweisen, die Fristen für die Fertig- 
stellung zu verkürzen. 

Die Mitgliedstaaten haben in Zusammenarbeit mit 
der Kommission Programme zur Erstellung der 
Weinbaukartei auszuarbeiten. Angesichts des Um- 
fangs dieser Programme und der für ihre Durchfüh- 
rung erforderlichen Zeitspanne erscheint es uner- 
läßlich, daß von der Kommission beauftragte Be- 
dienstete in Zusammenarbeit mit den zuständigen 
einzelstaatlichen Stellen die Koordinierung und 
Kontrolle der Arbeiten zur Erstellung der Weinbau- 
kartei übernehmen. 

Die in der Weinbaukartei enthaltenen Daten müs- 
sen stets den tatsächlichen Weinbauverhältnissen 
entsprechen. Infolgedessen ist eine laufende Über- 
arbeitung wie auch eine regelmäßige Kontrolle die- 
ser Überarbeitung vorzusehen. 

Die Weinbaukartei stellt mit ihrem Informationsma- 
terial ein unerläßliches Verwaltungs- und Kontroll- 
instrument dar. Aus diesem Grund müssen sowohl 
die für die Verwaltung als auch die für die Kontrol- 
len zuständigen Stellen Zugang zu ihr haben. 

Dem geplanten Maßnahmenkomplex kommt ge- 
meinschaftliche Bedeutung zu. Daher ist vorzuse- 
hen, daß die Gemeinschaft die Einführung der Wein- 
baukartei mitfinanziert. Ihre Beteiligung wird auf 
73 Millionen ECU geschätzt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Die weinerzeugenden Mitgliedstaaten erstellen 
nach Maßgabe dieser Verordnung für ihre Ho- 
heitsgebiete eine Weinbaukartei der Gemein- 
schaft. Diese Kartei umfaßt sämtliche in Arti- 
kel 2 genannten Angaben. 

2. Mitgliedstaaten mit einer Gesamtrebfläche von 
weniger als 500 Hektar unterliegen nicht der in 
Absatz 1 genannten Verpflichtung. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Ag 1019/86 — 
vom 10. Januar 1986. 
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Artikel 2 

1. Die weinerzeugenden Mitgliedstaaten holen für 
jeden auf ihrem Hoheitsgebiet ansässigen Wein- 
baubetrieb, dessen ,Erzeugung vermarktet wird, 
folgende Angaben ein: 

a) strukturelle Angaben, die sich aus der Be- 
triebszählung ergeben: 

— Name, rechtlicher Status und Anschriften 
des Betriebsleiters, 

— Name des Grundbesitzers, 

— Gesamtrebfläche, Katasternummer bzw. 
-buchstabe sowie Fläche der einzelnen 
Parzellen, 

— Hauptmerkmale der einzelnen Parzellen 
(u. a. Art der Böden, Höhe und Lage), 

— bewässerte Flächen, 

— Aufteilung der Flächen nach ihrer aus- 
schließlichen Nutzung für den Weinbau 
bzw. nach ihrer Nutzung für den 
Gemischtanbau oder den vergesellschaf- 
teten Anbau, 

— Aufteilung der Rebflächen nach Art der 
Erzeugung (Mutterreben, Tafeltrauben, 
Rosinentrauben, Keltertrauben), 

— Aufschlüsselung der zur Erzeugung von 
Keltertrauben genutzten Flächen nach 
der für die Tafelweinherstellung bestimm- 
ten Fläche und der für die Herstellung von 
Qualitätswein b. A. geeigneten Fläche, im 
letztgenannten Fall jeweils mit Bezeich- 
nung des hergestellten Qualitätsweins 
b. A., 

— Aufteilung der Flächen nach Rebsorten, 
— Jahr der Anlage der Rebfläche, ihr derzei- 
tiger Zustand, angewandte Weinbaume- 
thode, Pflanzdichte, 

— Rebflächen unter Glas, 

— Ort der Weinbereitung bzw. der Verarbei- 
tung; 

b) Angaben zur Entwicklung der Betriebsstruk- 
turen in bezug auf 

— die Genehmigungen für Neuanpflanzun- 
gen, 

— die Rodung von Rebflächen und die Ent- 
stehung von Wiederbepflanzungsrechten, 

— die Ausübung der Wiederbepflanzungs- 
rechte, 

— jede strukturelle Veränderung, 

— Prämien, die der Betrieb im Zusammen- 
hang mit den vorgenannten Maßnahmen 
im Rahmen gemeinschaftlicher oder ein- 
zelstaatlicher Bestimmungen erhalten 
hat. 

Diese Angaben müssen jeweils einen Hin- 
weis auf den Zeitpunkt der Durchführung der 
Maßnahmen und auf die betreffenden Parzel- 
len enthalten; 

c) Angaben zur Erzeugung des Betriebs: 

— Meldungen über Traubenernte, Weiner- 
zeugung und Bestände, 

— im Bereich der önologischen Verfahren 
vorgeschriebene Erklärungen, 


— Angaben zu den obligatorischen Destil- 
lationsmaßnahmen gemäß den Artikeln 
39, 40 und 41 der Verordnung (EWG) 
Nr. 337/79, 

— Angaben zu den Interventionsmaßnah- 
men gemäß den Artikeln 7, 10, 11, 12 a, 14 
und 15 der vorgenannten Verordnung so- 
wie zu allen Prämien, die der Betrieb auf- 
grund gemeinschaftlicher oder einzel- 
staatlicher Bestimmungen erhalten hat. 

2. Für jeden amtlich erfaßten Weinbaubetrieb le- 
gen die Mitgliedstaaten eine Betriebskartei an. 
Diese Kartei enthält alle in Absatz 1 genannten 
Angaben. 

Diese Betriebskartei darf jedoch bestimmte in 
Absatz 1 Buchstaben b und c aufgeführte Anga- 
ben nicht enthalten, wenn es nach den Daten- 
schutzbestimmungen des Landes nicht zulässig 
ist, daß sämtliche in Absatz 1 genannten Anga- 
ben in einer einzigen Kartei zusammengefaßt 
werden. 

In diesem Fall tragen die Mitgliedstaaten dafür 
Sorge, daß die nicht in der Betriebskartei aufge- 
führten Angaben bei einer oder mehreren von 
den Mitgliedstaaten benannten Stellen in einer 
Betriebsakte geführt werden. 

3. Die Mitgliedstaaten legen für jede natürliche 
oder juristische Person, die nicht aus ihrem 
Weinbaubetrieb stammende Weinbauerzeug- 
nisse verarbeitet oder vermarktet, eine Produk- 
tionskartei an, die zumindest die in Absatz 1 
Buchstabe c genannten Angaben enthält. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß 

— die jeweils in ihrer Weinbaukartei enthaltenen 
Angaben ausschließlich zur Durchführung der 
weinrechtlichen Vorschriften sowie für stati- 
stische Zwecke verwendet werden; 

— die Kartei regelmäßig auf den neuesten Stand 
gebracht wird; 

— Maßnahmen zum Datenschutz, vor allem gegen 
Zugriff und Datenänderung, getroffen werden; 

— die Betriebsleiter innerhalb angemessener Fri- 
sten und ohne übermäßigen Kostenaufwand Zu- 
gang zu den für sie angelegten Karteien erhalten; 

— die Betriebsleiter an den sie betreffenden Daten 
gerechtfertigte Änderungen vornehmen lassen 
können. 

Artikel 4 

1. Die Weinbaukartei ist spätestens innerhalb von 
sechs Jahren nach Inkrafttreten dieser Verord- 
nung fertigzustellen. 

In Gebieten, bei denen bestimmte Daten vor al- 
lem aufgrund der Art oder des Umfangs der Er- 
zeugung für eine ordnungsgemäße Marktverwal- 
tung unbedingt bekannt sein müssen, kann je- 
doch beschlossen werden, daß für die Fertigstel- 
lung der Weinbaukartei ein kürzerer Zeitraum 
von höchstens zwei Jahren festgelegt wird. 
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2. Die Mitgliedstaaten legen innerhalb von sechs 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung 
in Zusammenarbeit mit den von der Kommission 
beauftragten, in Artikel 6 Abs. 2 bezeichneten Be- 
diensteten das Arbeitsprogramm für die Wein- 
baukartei fest. In diesem Programm sind die Fri- 
sten für die Ausführung der einzelnen Arbeiten 
sowie die Verteilung der Ausgaben auf den Zeit- 
raum, in dem diese Arbeiten durchgeführt wer- 
den, vorgesehen. Sobald das Programm feststeht, 
wird es der Kommission zugeleitet. 


Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten schaffen die nötigen techni- 
schen Voraussetzungen, um die Verwaltung der 
Weinbaukartei durch EDV-Anlagen zu ermögli- 
chen. 

2. Die Betriebs- und Produktionskarteien werden 
von einer oder mehreren Stellen verwaltet, die 
jeder Mitgliedstaat zu diesem Zweck bezeichnet. 

Die Mitgliedstaaten teilen bis zum 31. Dezember 
1985 den Namen der im ersten Unterabsatz und 
in Artikel 2 Abs. 2 dritter Unterabsatz genannten 
Stelle bzw. Stellen mit. 

3. Die Betriebs- und Produktionskarteien und die 
entsprechenden Dateien sowie die in Artikel 2 
Abs. 2 dritter Unterabsatz genannten Akte wer- 
den angelegt, sobald die eingeholten Angaben 
verfügbar sind. 

4. Die in Artikel 2 Abs. 1 Buchstaben b und c ge- 
nannten Angaben werden in die Kartei bzw. ge- 
gebenenfalls in die in Artikel 2 Abs. 2 dritter Un- 
terabsatz genannte Akte aufgenommen, sobald 
die hierfür erforderlichen Arbeiten abgeschlos- 
sen sind. 

5. Die Mitgliedstaaten kontrollieren für jeden Be- 
trieb mindestens alle fünf Jahre und erstmals 
spätestens innerhalb von fünf Jahren nach Fer- 
tigstellung der entsprechenden Kartei, ob die in 
der Kartei des Betriebs festgehaltene Situation 
mit den tatsächlichen Gegebenheiten des Be- 
triebs übereinstimmt. Die Karteien werden der 
Kontrolle entsprechend angepaßt. 


Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Vor- 
kehrungen, damit die Stellen, die mit der Durch- 
führung der für den Weinsektor geltenden 
Rechtsvorschriften und mit deren Kontrolle be- 
auftragt sind, Zugang zu den in Artikel 2 genann- 
ten Daten haben. 

2. Mit der Koordinierung der Arbeiten zur Anlage 
der Weinbaukartei werden von der Kommission 
ordnungsgemäß beauftragte Bedienstete betraut. 
Diese haben die Aufgabe, mit den für die Kon- 
trolle des Weinsektors zuständigen einzelstaatli- 
chen Stellen zusammenzu arbeiten, um die kor- 
rekte Durchführung der vorliegenden Verord- 


nung zu gewährleisten. Im Rahmen dieser Auf- 
gabe unterliegen sie den gleichen Rechten und 
Pflichten wie die Bediensteten der einzelstaatli- 
chen Stellen, mit denen sie Zusammenarbeiten. 


Artikel 7 

Die Erzeugermitgliedstaaten berichten der Kom- 
mission regelmäßig über den Stand der Arbeiten zur 
Anlage der Weinbaukartei sowie über die dazu erlas- 
senen Verwaltungsvorschriften. In diesem Bericht 
sind möglicherweise aufgetretene Schwierigkeiten 
und gegebenenfalls Anregungen für eine Neuaus- 
richtung der Arbeiten mitzuteilen. 

Die in diesen Berichten enthaltenen Angaben wer- 
den von den hierzu beauftragten Bediensteten auf 
ihre Stichhaltigkeit überprüft und sodann von der 
Kommission dem Rat übermittelt. 


Artikel 8 

1. Die Gemeinschaft übernimmt bei den in den Ar- 
tikeln 1 und 2 vorgesehenen Maßnahmen 50% 
der tatsächlichen Kosten 

— für die Anlage der Weinbaukartei, 

— der für die Verwaltung der Weinbaukartei er- 
forderlichen Investitionen im EDV-Bereich. 

2. Arbeiten oder Investitionen, denen in anderem 
Rahmen eine gemeinschaftliche Beteiligung zu- 
gute kommt, sind von den Bestimmungen dieses 
Artikels ausgenommen. 

3. Die gemeinschaftliche Beteiligung erfolgt in 
Form von Erstattungen, die die Kommission 
nach dem Verfahren des Artikels 7 Abs. 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates i) be- 
schließt. Es kann jedoch eine Regelung zur Ge- 
währung von Vorschüssen an die Mitgliedstaa- 
ten beschlossen werden. 

4. Die Artikel 8 und 9 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 finden auf die gemeinschaftliche Fi- 
nanzierung gemäß Absatz 1 Anwendung. 

5. Die Durchführungsvorschriften zu den Absätzen 
1 bis 4 werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlas- 
sen. 

6. Die Kosten der in Artikel 6 Abs. 2 genannten 
Koordinierung der Arbeiten zur Anlage der 
Weinbaukartei gehen zu Lasten des Haushalts- 
plans der Gemeinschaft. Die entsprechenden 
Mittel werden im Rahmen des Haushaltsverfah- 
rens festgelegt. 


Artikel 9 

Der in Artikel 4 Abs. 1 zweiter Unter absatz ge- 
nannte Beschluß und gegebenenfalls der in Artikel 8 
Abs. 3 genannte Beschluß werden nach dem Verfah- 


i)ABl. Nr. L 94 vom 28. April 1970, S. 13 
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ren des Artikels 67 der Verordnung (EWG) 
Nr. 337/79 gefaßt. Nach dem gleichen Verfahren wer- 
den die sonstigen Durchführungsbestimmungen zu 
dieser Verordnung erlassen, insbesondere die Be- 
stimmungen, die 

— die statistische Auswertung der in der Weinbau- 
kartei enthaltenen Informationen ermöglichen, 

— ■ die technischen Aspekte der in Artikel 2 genann- 
ten Angaben im einzelnen festlegen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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FINANZBOGEN 

Betrifft: Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Erstellung eines gemeinschaftlichen Weinbau- 
katasters 


1. 

Haushaltsposten: III B 

Artikel: 3871 (neu) 

Bezeichnung: Erstellung eines gemein- 




schaftlichen Weinbaukatasters 

2. 

Rechtsgrundlage: Artikel 43 EWGV 


3. 

Klassifizierung: 

Obligatorische Ausgaben/Nicht obligatorische Ausgaben 


4. Ziele des Vorhabens und Beschreibung der Maßnahme: Erstellung eines gemeinschaftlichen 
Weinbaukatasters in den Erzeugermitgliedsländern mit Hilfe 

— einer gemeinschaftlichen Beteiligung an den Kosten und der Informatik für die Kataster- 
verwaltung, 

— einer Gruppe von Fachkräften, die mit der Koordinierung bei der Einführung des Katasters 
beauftragt sind. 


5. Berechnungsweise: 

5.1. Ausgabenart: Erstattung der einzelstaatl. Ausgaben (1); Möglichkeit von Vorschüssen 

5.2. Anteil der Gemeinschaftsfinanzierung: 50 % 

5.3. Berechnung: (siehe Anhang) 


6. Finanzielle Auswirkungen auf die Haushaltsmittel: 

6.1. Fälligkeitsplan der Mittelbindungen und Zahlungen (Mio. ECU) 


Haushaltsjahr 


1986 

z. E. 

1987 

9,65 

1988 

11,85 

1989 

11,85 

1990 

11,85 

1991 und 1992 

14,05 

Total 

59,25 


6.2. Finanzierung während des laufenden Haushaltsjahres: nicht erforderlich 


7. Anmerkungen: (1) Außer den von der Kommission unmittelbar erstatteten Kosten für Dienst- 
reisen u. a. der beauftragten Fachkräfte. 

N. B.: — Zunächst wird folgendes Personal benötigt: 1 Beamter A 5/4, 

1 Zeitbediensteter A 7/6. 

— Für die Durchführungsphase muß dieses 

Personal erweitert werden um: 5 Zeitbedienstete A 7/6, 

1 Assistent, 

1 Sekretär(in). 

Bezüglich des Personalbedarfs, so sollte untersucht werden, ob die notwendigen Stellen durch 
interne Umbesetzungen, insbesondere innerhalb der betreffenden Sektoren, erhalten werden 
können. 
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Anhang 


I. Geschätze Kosten der Katastererstellung 

Die Kosten der Katastererstellung hängen von fol- 
gendem ab: 

— Anzahl der einbezogenen Betriebe, 

— größere einbezogene Flächen (zur Überprüfung), 

— etwaiges Vorhandensein eines Katasters, 

— den Verwaltungen bereits vorliegende Informa- 
tionen. 


Diese Angaben können von Land zu Land und 
manchmal auch von Gebiet zu Gebiet unterschied- 
lich sein. Um diesem Umstand Rechnung zu tragen, 
muß ein Index geschaffen werden, der sich auf die 
Zahl der Weinbaubetriebe und die Rebfläche der je- 
weiligen Betriebe, d. h. der Betriebe stützt, die ihre 
Erzeugung vermarkten. Außerdem müssen die 
Kosten im Vergleich zu diesem Index je nach dem 
Umfang der bereits vorhandenen Informationen ab- 
gestuft werden. 

Diese Schätzung stellt sich wie folgt dar: 



D/L 

F 

ES 

IT 

GR 

P 

„12“ 

1 000 Betriebe 

91 

250 

535 

1400 

350 

500 

3 126 

1 000 ha Rebfläche 

99 

1 100 

1700 

1 120 

180 

280 

4 479 

Index = (Betriebe 








X 0,7) -1- (ha X 0,3) 

93 

505 

885 

1316 

299 

434 

3 532 

Kosten (ECU/Index) 

16 

24 

32 

48 


Gesamtkosten (Mio. ECU) 

1,5 

33,4 

42,1 

35,2 

112,2 


Der Gemeinschaftshaushalt übernimmt diese Ko- 
sten zu 50 % , d. h. 70 Mio. ECU Die Ausgaben vertei- 
len sich auf sechs Jahre. Die ersten sechs Monate 
sind der Vorbereitung der Programme gewidmet. 
Unter Berücksichtigung der üblichen Anfangsver- 


zögerungen kann davon ausgegangen werden, daß 
im ersten Jahr nach dem Inkrafttreten der Verord- 
nung (Haushaltsjahr 1986) praktisch keine Ausga- 
ben anfallen werden. 


(in Mio. ECU) 


Haushaltsjahr 

Einzelstaatliche 

Ausgaben 

Gemeinschaftshaushalt 

Vorschüsse^) 

Erstattungen 

Insgesamt 

1986 

p. m. 

p. m. 

— 

p. m. 

1987 

22,4 

9 

p. m. 

9 

1988 

22,4 

9 

2,2 

11.2 

1989 

22,4 

9 

22 

112 

1990 

22,4 

9 

2.2 

11,2 

1991 

22,4 

9 

2,2 

11,2 

1992 

— 

— 

2,2 

22 


112 



56 


1) In der Annahme, daß sich die Vorschüsse auf 80 % der Gemeinschaftsbeteiligung belaufen. 


11. Schätzung der Investitionen in die 
Informatik für die Katasterverwaltung 

Die Informatisierung des Katasters setzt keine voll- 
ständig neue Verfahren voraus. Es geht vielmehr um 
die Anpassung der in Form von Terminals bestehen- 
den Einrichtungen, um die zusätzliche Speicher- 
kapazität sowie die Software. Die Kosten lassen sich 
pauschal auf 5 Mio. ECU veranschlagen. Davon sind 


2,5 Mio. ECU, verteilt auf die Jahre 1987 bis 1991, von 
der Gemeinschaft zu erstatten. 

III. Kosten für Dienstreisen und Verschie- 
denes der Gruppe von der Kommission 
beauftragten Fachkräfte 

Die Kosten werden auf 150 000 ECU/Jahr für fünf 
Jahre ab 1987 geschätzt. 
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IV. Zusammenfassung der Kosten zu Lasten des Gemeinschaftshaushalts 

(in Mio. ECU) 


Haushaltsjahr 

Erstellung 
des Katasters 

Informatisierung 

Beauftragte 

Fachkräfte 

Insgesamt 

1986 

p. m. 

— 

p. m. 

p. m. 

1987 

9 

0,5 

0,15 

9,65 

1988 

lU 

0,5 

0,15 

11,85 

1989 

lU 

0,5 

0,15 

11,85 

1990 

11.2 

0,5 

0,15 

11,85 

1991 

11,2 

0,5 

0,15 

11,85 

1992 

2,2 

— 

— 

2,20 

Insgesamt 

56 

2,5 

0,75 

59,25 
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Begründung 


Die Regelung des gemeinschaftlichen Weinsektors 
ist in den letzten Jahren sowohl hinsichtlich ihrer 
strukturellen Aspekte als auch auf dem Gebiet der 
Marktverwaltung stark ausgeweitet worden. So gibt 
es derzeit im Strukturbereich neben einer Regelung 
betreffend das Weinbaupotential mit einer strengen 
Kontrolle der Wiederbepflanzung und Rodung wei- 
tere Bestimmungen, denen zufolge in der Regel Neu- 
anpflanzungen untersagt sind, sowie eine gemein- 
same Maßnahme zur Verringerung des Weinbaupo- 
tentials durch Prämien für die endgültige Aufgabe 
des Weinbaus. Was die Marktverwaltung anbelangt, 
so besteht eine kürzlich ergänzte Interventionsrege- 
lung, die recht kompliziert ist und die sich auf die 
obligatorische Destillation stützt und außerdem 
zahlreiche Maßnahmen zur Marktsanierung vor- 
sieht Sämtliche Maßnahmen der Marktverwaltung 
stützen sich auf die Regelung für die Ernte-, Produk- 
tions- und Bestandsmeldung, der sämtliche Erzeu- 
ger unterliegen. 

Die genaue und wirksame Anwendung der gelten- 
den Regeln setzt voraus, daß eine bedeutende An- 
zahl von Daten über die Strukturen sämtlicher 
Weinbaubetriebe und über deren jeweilige Erzeu- 
gung bekannt sind. Die derzeitigen Verwaltungs- 
strukturen der Mitgliedstaaten bieten nicht alle die 
Möglichkeit für eine ausreichende Kenntnis sämtli- 
cher Daten, die zur Überwachung der vollständigen 
Anwendung aller vorgesehenen Maßnahmen erfor- 
derlich sind. Aus diesem Grunde hatte die Kommis- 
sion in ihrem Bericht an den Rat über Lage und 
Aussichten des Weinmarktes in der Gemeinschaft 
[KOM (84) 440 endg. vom 25. Juli 1984] ein Kapitel 
vorgesehen, in dem die Notwendigkeit der Bereitung 
eines Weinbauregisters dargelegt wurde, um für den 
Weinsektor eine vollständige, systematisch fortge- 
schriebene Basisdokumentation zu schaffen. Mit 
Verordnung (EWG) Nr. 775/85 (1) hat der Rat die 
Grundverordnung für den Weinsektor [Verordnung 
(EWG) Nr. 337/79] durch Artikel 64a ergänzt, in dem 
sich der Rat verpflichtet, bis zum 1. Oktober 1985 die 
allgemeinen Vorschriften zur Einführung einer 
Weinbaukartei in der Gemeinschaft zu erlassen. 

Mit dem vorliegenden Verordnungsvor schlag soll 
dem Rat die Möglichkeit gegeben werden, dieser 
Verpflichtung nachzukommen. 

In diesem Vorschlag ist im wesentlichen folgendes 
vorgesehen: 

— Die weinerzeugenden Mitgliedstaaten sind ver- 
pflichtet, eine Weinbaukartei anzulegen, die In- 
formationsmaterial enthält über 


— die Strukturen der einzelnen Weinbaube- 
triebe, 

— die Entwicklung der Strukturen dieser Be- 
triebe, 

— die Erzeugung dieser Betriebe. 

— Anhand sämtlicher oder bestimmter für die An- 
lage der Kartei eingeholter Angaben sind Be- 
triebskarteien und Produktionskarteien anzule- 
gen; erstere betreffen die einzelnen Weibaube- 
triebe, letztere sämtliche Betriebe, die nicht von 
ihnen selbst gewonnenen Weinbauerzeugnisse 
verarbeiten. 

— Die Betriebskarteien enthalten sämtliche Infor- 
mationen in denjenigen Ländern, in denen kein 
rechtliches Hindernis für die Zusammenfassung 
bestimmter Angaben in ein und derselben Kartei 
besteht. In den übrigen Ländern enthalten die 
Karteien nur einen Teil der Angaben über den 
Betrieb. Die nicht in der Kartei enthaltenen An- 
gaben müssen dann in jedem Fall bei einer staat- 
lichen Stelle in einer entsprechenden Betriebs- 
akte geführt werden. 

— Es sind Bestimmungen vorgesehen für die Dauer 
der Maßnahmen, die zur Anlage der Weinbaukar- 
tei und zur Überarbeitung der Betriebskarteien 
erforderlich sind. Für die Anlage der Kartei sind 
sechs Jahre vorgesehen, und die Überarbeitung 
soll alle fünf Jahre erfolgen. 

— Bei den Arbeiten zur Anlage der Kartei überneh- 
men ordnungsgemäß von der Kommission be- 
auftragte Bedienstete die Koordinierung. 

— Es ist festgelegt, unter welchen Bedingungen 
sich die Gemeinschaft an den Ausgaben für die 
Einführung der Kartei beteiligt. Diese Beteili- 
gung erstreckt sich auf sechs Jahre und wird für 
die Zwölfergemeinschaft auf 73 Mio. ECU ge- 
schätzt. Gedeckt werden sollen 50 % der Kosten 
für die eigentliche Anlage der Kartei, wobei die 
Verwaltungskosten voll zu Lasten der Mitglied- 
staaten gehen. 

— Es werden von der Kommission beauftragte Be- 
dienstete eingeschaltet, um die Koordinierung 
der Arbeiten zu gewährleisten und dafür Sorge 
zu tragen, daß dank der von den Mitgliedstaaten 
eingesetzten Mittel die Erreichung der Ziele in- 
nerhalb der vorgeschriebenen Fristen sicherge- 
stellt ist. 
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Bericht des Abgeordneten Pfuhl 


Der Vorschlag der EG-Kommission an den Rat 
wurde vom Präsidenten mit der Sammelliste vom 16. 
Januar 1986 — Drucksache 10/4681 Nr. 40 — an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten überwiesen. Der Ausschuß hat den Vorschlag in 
seiner Sitzung am 26. Februar 1986 beraten. 

Bei der Vorlage geht es um folgendes: 

Um dem Ungleichgewicht des Marktes bei Wein in 
der EG wirksam entgegentreten zu können, hat der 
Ministerrat die Einführung einer Weinbaukartei der 
Gemeinschaft als unerläßliche Voraussetzung für 
die vollständige Anwendung der Maßnahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für Wein beschlos- 
sen. Die Anlage einer solchen Kartei ist als notwen- 
dig angesehen worden, um die Angaben über das 
Anbaupotential und die Produktionsentwicklung zu 
erhalten, die für ein reibungsloses Funktionieren 
der Wein-Marktordnung und insbesondere für die 
gemeinschaftlichen Interventions- und Anbaurege- 
lungen unentbehrlich sind. Für die Weinbaubetriebe 
sollen Betriebskarteien und für die Verarbeitungs- 
betriebe Produktionskarteien angelegt werden. Ziel 
des vorliegenden Vorschlags ist es, durch Schaffung, 
laufende Überarbeitung und regelmäßige Kontrolle 
der Kartei das notwendige Verwaltungs- und Kon- 
trollinstrument in die Hand zu bekommen. Zur 
Koordinierung der Arbeiten sollen von der EG-Kom- 
mission beauftragte Bedienstete mit den für die 
Kontrolle des Weinsektors zuständigen nationalen 
Stellen eng Zusammenarbeiten. Dabei ist daran ge- 
dacht, daß die Verwaltungs- und Kontrollstellen Zu- 
gang ZU allen notwendigen Daten in der Kartei ha- 
ben. Wegen der Bedeutung der Meißnahme für die 
EG soll deren Einführung durch diese zu 50 v. H. 
mitfinanziert werden. Bis 1992 werden die Kosten 
der EG hierfür auf 59,25 Mio. ECU geschätzt. 


Bei den Beratungen im Ausschuß wurde die Not- 
wendigkeit der Einführung einer Weinbaukartei 
zwar im Grundsatz anerkannt. In der vorliegenden 
Form erschien der Vorschlag dem Ausschuß jedoch 
nicht akzeptabel. Nach Auffassung des Ausschusses 
sollte die Kartei auf die Erfassung wesentlicher An- 
gaben beschränkt und hinsichtlich der zu erheben- 
den Daten Prioritäten gesetzt werden. 

Der Vorschlag trage zudem dem unterschiedlichen 
Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung zum 
Datenschutz in den einzelnen EG-Ländern nicht 
ausreichend Rechnung. Der Aufbau einer eigenstän- 
digen EG- Verwaltungsebene auf dem Weinsektor 
müsse verhindert werden, weil diese in die Kompe- 
tenzen der Mitgliedstaaten und in der Bundesrepu- 
blik Deutschland der Bundesländer eingreife. Unter 
Berücksichtigung der in den Mitgliedstaaten bereits 
vorhandenen statistischen Unterlagen sollte der Er- 
hebungsumfang auf ein vertretbares Maß reduziert 
werden. Die gelte insbesondere im Hinblick auf die 
Kosten für die zukünftige Fortschreibung der Wein- 
baukartei. Ferner müßten die Vorschriften der Vor- 
lage mit den nationalen Datenschutzvorschriften in 
Einklang gebracht werden. Solange alle diese Be- 
denken nicht ausgeräumt seien, hält der Ausschuß 
den Verordnungsentwurf in der vorliegenden Form 
für nicht zustimmungsreif. Er hat die Bundesregie- 
rung daher gebeten, bei den Verhandlungen in Brüs- 
sel auf eine Änderung des Entwurfs im dargestellten 
Sinne hinzuwirken. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, die Bundesregierung aufzufordern, den Vor- 
schlag der EG-Kommission in der vorliegenen Fas- 
sung abzulehnen und bei den Brüsseler Verhandlun- 
gen auf Änderungen im aufgezeigten Sinne hinzu- 
wirken. 


Bonn, den 12. März 1986 


Pfuhl 

Berichterstatter 
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